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A r b e i t s r e c h t
Kündigung trotz Elternzeit zulässig
Einer Arbeitnehmerin kann auch während 
der Elternzeit wirksam gekündigt werden. 
Dies hat das Landesarbeitsgericht Ber-
lin-Brandenburg entschieden.

Die Arbeitnehmerin hat sich gegen eine von 
ihrer Arbeitgeberin während der Elternzeit 
aus betriebsbedingten Gründen ausgespro-
chene Änderungskündigung gewandt. Das 
hierfür zuständige Integrationsamt hatte 
zuvor dieser Kündigung während der El-
ternzeit zugestimmt. Bei einer Änderungs-
kündigung handelt es sich um eine Kündi-
gung des Arbeitsverhältnisses verbunden 
mit dem gleichzeitigen Angebot der Fort-
setzung des Arbeitsverhältnisses zu geän-
derten Arbeitsbedingungen. Durch die hier 
angebotene Änderung sollte das Arbeits-
verhältnis zu den Bedingungen und mit den 
Aufgaben durchgeführt werden, die die Ar-
beitnehmerin vor Zuweisung des nach Be-
hauptung der Arbeitgeberin weggefallenen 
anderweitigen Arbeitsplatzes innehatte. Die 
Arbeitnehmerin hat das Änderungsangebot 
der Arbeitgeberin abgelehnt und sich ge-
gen die Kündigung gewandt.
Das Arbeitsgericht Potsdam hat die Klage 
abgewiesen, das Landesarbeitsgericht hat 
diese Entscheidung bestätigt. Zur Begrün-
dung hat das Landesarbeitsgericht ausge-
führt, der ursprüngliche Arbeitsplatz der 
Arbeitnehmerin sei durch eine zulässige 
unternehmerische Entscheidung weggefal-
len, weshalb eine Beschäftigung zu den bis-

herigen Bedingungen nicht mehr möglich 
gewesen sei. Deshalb habe die Arbeitgebe-
rin nach der Zustimmung des Integration
samtes der Arbeitnehmerin auch während 
der Elternzeit kündigen und ihr die Fort-
setzung des Arbeitsverhältnisses zu geän-
derten Bedingungen anbieten dürfen. Da 
die Klägerin das Änderungsangebot nicht 
angenommen hat, wurde das Arbeitsver-
hältnis durch die Kündigung beendet.
Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 05.07.2022 – 16 Sa 1750/21 –

V e r k e h r s r e c h t
Hälftige Haftung bei Unfall auf Parkplatz 
eines Baumarktes
Auf Fahrgassen eines Parkplatzes, die 
vorrangig der Parkplatzsuche dienen und 
nicht dem fließenden Verkehr, gilt nicht 
die Vorfahrtsregel „rechts vor links“. Die 
Fahrer sind vielmehr verpflichtet, defensiv 
zu fahren und die Verständigung mit dem 
anderen Fahrer zu suchen. Das Oberlan-
desgericht Frankfurt am Main (OLG) hat 
daher eine hälftige Haftungsquote für die 
Unfallfolgen auf einem Parkplatz eines 
Baumarktes ausgesprochen.
Der Kläger begehrt restlichen Schadenser-
satz nach einem Verkehrsunfall. Der Unfall 
ereignete auf dem Parkplatz eines Bau-
marktes in Wiesbaden. Der Betreiber hatte 
die Geltung der StVO angeordnet. Auf die 
zur Ausfahrt des Parkplatzgeländes führen-
de Fahrgasse münden von rechts mehrere 
Fahrgassen ein. Der Beklagte befuhr eine 
dieser von rechts auf die Ausfahrtfahrgas-
se einmündenden Fahrgassen, an deren 
beiden Seiten sich im rechten Winkel an-
geordnete Parkboxen befanden. Auch die 
zur Ausfahrt führende Fahrgasse verfügt 
im linken Bereich über Parkboxen. Im Ein-
mündungsbereich der Fahrgassen kam es 
zum Zusammenstoß mit dem klägerischen 
Fahrzeug. Das Landgericht hat der Klage 
auf Basis einer Haftung des Beklagten i.H.v. 
25 % stattgegeben.
Die hiergegen gerichtete Berufung des Klä-
gers führte zu einer Abänderung der Haf-
tungsquote auf 50 %. Maßgeblich für die 
Höhe der Schadensersatzverpflichtung des 
Beklagten sei, inwieweit der Schaden vor-
wiegend von dem einen oder anderen Teil 
verursacht worden sei, betonte das OLG. 
Die Verursachungsbeiträge der Fahrer der 

unfallbeteiligten Fahrzeuge seien hier als 
gleichgewichtig anzusehen und der durch 
den Unfall verursachte Schaden zu teilen. 
Der Beklagte könne nicht geltend machen, 
dass sein Vorfahrtsrecht verletzt wurde. 
Zwar seien die Regeln der Straßenver-
kehrsordnung auf öffentlich zugänglichen 
Privatparkplätzen wie hier grundsätzlich 
anwendbar. Fahrgassen auf Parkplätzen 
seien jedoch keine dem fließenden Verkehr 
dienenden Straßen und gewährten deshalb 
keine Vorfahrt. „Kreuzen sich zwei dem 
Parkplatzsuchverkehr dienende Fahrgas-
sen eines Parkplatzes..., gilt für die heran-
nahenden Fahrzeugführer das Prinzip der 
gegenseitigen Rücksichtnahme..., d.h. jeder 
Fahrzeugführer ist verpflichtet, defensiv zu 
fahren und die Verständigung mit dem je-
mals anderen Fahrzeugführer zu suchen“, 
unterstreicht das OLG.

Etwas Anderes gelte nur, wenn die ange-
legten Fahrspuren eindeutig und unmiss-
verständlich Straßencharakter hätten und 
sich bereits aus ihrer baulichen Anlage er-
gebe, dass sie nicht der Suche von freien 
Parkplätzen dienten, sondern der Zu- und 
Abfahrt der Fahrzeuge. Für einen solchen 
Straßencharakter könne etwa die Breite der 
Fahrgassen sprechen oder auch bauliche 
Merkmale einer Straße wie Bürgersteige, 
Randstreifen oder Gräben. Derartige stra-
ßentypische bauliche Merkmale fehlten 
hier. Die Fahrgassen dienten ersichtlich 
nicht dem fließenden Verkehr, da an ihnen 
jeweils Parkboxen angeordnet waren. Da 
es am Straßencharakter auch für die vom 
Klägerfahrzeug befahrene Fahrgasse fehle, 
habe der Beklagte auch nicht die hohen 
Sorgfaltsanforderungen beim Einfahren 
auf eine Fahrbahn (§ 10 StVO) erfüllen 
müssen.
Oberlandesgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 22.06.2022 – 17 U 21/22 –
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
Bildquellen: dawr.de, pixabay.com, Fotolia.com

S t r a f r e c h t
Audioaufnahmen von Polizeieinsätzen 
können strafbar sein
Wird von der Personalienfeststellung 
durch Polizeibeamte anlässlich der Kon-
trolle einer Personenansammlung eine Au-
dioaufnahme gefertigt, liegt die Annahme 
des Anfangsverdachts für ein gem. § 201 
Abs. 1 Nr. 1 StGB strafbares Vergehen der 
Verletzung der Vertraulichkeit des Wortes 
nahe. Das hat das Oberlandesgericht Zwei-
brücken entschieden.

Am frühen Morgen des 30.05.2020 führten 
Polizeibeamte an der Fachhochschule in 
Kaiserslautern eine Kontrolle von ca. 15 bis 
20 Personen durch. Unter den anwesenden 
Personen befand sich auch die Angeklagte 
mit Freunden. Während die Polizeibeam-
ten die Personalien der noch anwesenden 
Personen feststellten, filmte die Angeklag-
te den Polizeieinsatz mit ihrem Smart-
phone. Sie beschränkte sich hierbei darauf, 
den Boden zu filmen und insbesondere 
eine Tonaufnahme des Einsatzes zu ferti-
gen. Über einen Zeitraum von 39:07 Minu-
ten wurden jedoch von ihr sämtliche Ge-
spräche aufgezeichnet, die im Rahmen der 
Personenkontrolle stattfanden. Die Ange-
klagte wurde aufgefordert, das Filmen zu 
unterlassen und das Video zu löschen. Die 
Angeklagte verweigerte dies verbal. Da aus 
Sicht der Beamten aufgrund des Vorverhal-
tens der Angeklagten davon auszugehen 
war, dass sie mit ihrem Smartphone tat-
sächlich audiovisuelle Aufnahmen von der 
Polizeikontrolle gefertigt hatte und einzel-
ne Betroffene der Personenkontrolle und 
auch Gespräche zwischen den einzelnen 
Betroffenen aufgenommen worden waren, 
wurde die Sicherstellung des Handys an-
geordnet und gegen den Widerstand der 
Angeklagten durchgesetzt. Dazu wurde die 
Angeklagte zu Boden gebracht und gefes-
selt. Hierbei beleidigte die Angeklagte die 
Polizeibeamten. Das Amtsgericht hat die 
Angeklagte wegen Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte in Tateinheit mit Be-
leidigung zu einer Freiheitsstrafe von sie-
ben Monaten mit Bewährungsaussetzung 
verurteilt. Hiergegen wendete sich die An-
geklagte mit ihrer (Sprung-)Revision.
Das Pfälzische Oberlandesgericht Zwei-
brücken hat die Revision der Angeklagten 
als unbegründet verworfen. Der Senat hat 
ausgeführt, eine Strafbarkeit nach § 113 
StGB wegen Widerstandes gegen Voll-
streckungsbeamte setze voraus, dass die 
Diensthandlung, gegen die Widerstand 
geleistet werde, rechtmäßig sei. Diese 
Diensthandlung sei hier die Sicherstel-
lung des Smartphones. Die Sicherstellung 
sei gerechtfertigt, wenn das Smartphone 
als Beweismittel in einem Strafverfahren 

in Betracht kommen könnte. Das wiede-
rum sei nur der Fall, wenn die Video- und 
Audioaufnahme als solche strafbar sein 
könnte. Vorliegend sei ein begründeter 
Anfangsverdacht hinsichtlich eines Ver-
gehens nach § 201 Abs. 1 Nr. 1 StGB zu 
bejahen. Danach sei die Aufnahme des 
nichtöffentlich gesprochenen Wortes eines 
anderen auf einen Tonträger strafbar. Nach 
verbreiteter Auffassung sei ein gespro-
chenes Wort nichtöffentlich, wenn es nicht 
für einen größeren, nach Zahl und Indivi-
dualität unbestimmten oder nicht durch 
persönliche oder sachliche Beziehungen 
miteinander verbundenen Personenkreis 
bestimmt oder unmittelbar verstehbar ist. 
Dies sei jedenfalls bei der getrennt von 
anderen Personen, mithin bewusst abseits 
der Gruppe durchgeführten Feststellung 
von Personalien der Fall. Nach den getrof-
fenen Feststellungen sei nicht von einer 
„faktischen Öffentlichkeit“ auszugehen Die 
Polizeikontrolle habe zu nächtlicher Stun-
de (ab 03.04 Uhr) in einem begrenzten Be-
reich (am Teich an der ehemaligen Kamm-
garnspinnerei) stattgefunden. Es sei daher 
aus Sicht der Sprechenden nicht damit zu 
rechnen gewesen, dass über die Gruppe 
der kontrollierten Personen, des Zeugen L. 
und der Einsatzkräfte hinaus, weitere Per-
sonen zuhören. Insoweit scheide auch eine 
berechtigte Interessenausübung auf Seiten 
der Angeklagte von vornherein aus.
Oberlandesgericht Zweibrücken,
Beschluss vom 30.06.2022 –  2 Ss 62/21 –

S o z i a l v e r s i c h e r u n g s r e c h t
Geringe Körpergröße ist keine Krankheit
Eine geringe Körpergröße ist keine Krank-
heit im Rechtssinne. Dies hat das Landes-
sozialgericht Niedersachsen-Bremen (LSG) 
entschieden.
Geklagt hatte eine junge Frau aus Bre-
men, die nach Abschluss des Wachstums 
nur eine Körpergröße von knapp 1,50 m 
erreicht hatte. Bei ihrer Krankenkasse be-
antragte sie die Kostenübernahme für eine 
operative Beinverlängerung. Dafür sollten 
Ober- bzw. Unterschenkelknochen durcht-
rennt und ein Verlängerungssystem im-
plantiert werden, das Knochen und Weich-
gewebe auf die gewünschte Größe dehnt. 
Zur Begründung führte die Frau aus, dass 
sie unter ihrer kleinen Körpergröße psy-
chisch leide. Sie werde von ihrer Umwelt 
nicht als vollwertig wahrgenommen und 
sei auch in ihrer Berufswahl eingeschränkt. 
Für eine Ausbildung als Pilotin sei sie we-
gen ihrer Körpergröße abgelehnt worden. 
Ihr Traum sei eine Größe von 1,60 m bis 
1,65 m. Die Kasse lehnte den Antrag ab, 
da eine geringe Körpergröße nicht als 
eine Krankheit zu bewerten sei, die einen 
Leistungsanspruch auslöse.
Demgegenüber hielt die Frau ihre Körper-
größe für krankheitswertig, da nur 3 % der 
Frauen so klein seien. Außerdem hätten 
jedenfalls die psychischen Auswirkungen 
sehr wohl Krankheitswert. Im Alltag wer-
de sie behindert durch zu hohe Treppen-
stufen, Stühle, Waschbecken, Spiegel, 
Schränkte etc. Das LSG hat die Rechts-
auffassung der Krankenkasse bestätigt. Es 
hat sich auf die einhellige Rechtsprechung 

gestützt, wonach bei einer Frau selbst eine 
Größe von 1,47 m nicht als regelwidriger 
Körperzustand und damit nicht als Krank-
heit im Rechtssinne zu bewerten sei. All-
tagsschwierigkeiten könne durch Hilfsmit-
tel und ggf. angepasste Wohneinrichtung 
begegnet werden. Psychische Beeinträch-
tigungen seien allein mit therapeutischen 
Mitteln zu behandeln. Denn ansonsten 
müssten köperverändernde Eingriffe auf 
Kosten der Allgemeinheit durchgeführt 
werden, wenn therapeutische Maßnahmen 
nicht helfen, weil der Betroffene auf den 
Eingriff fixiert ist. Auch die Ablehnung für 
bestimmte Berufe könne keine Leistungs-
pflicht der Kasse auslösen.
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen,
Urteil vom 05.07.2022 –  L 16 KR 183/21 –

M i e t r e c h t
Anspruch auf Zustimmung zur Unterver-
mietung einer Einzimmerwohnung
Ein Anspruch auf Zustimmung zur Unter-
vermietung gemäß § 553 Abs. 1 BGB kann 
auch bei einer Einzimmerwohnung beste-
hen. Der Mieter darf nur nicht vollständig 
den Gewahrsam an der Wohnung aufge-
ben. Dies ist etwa dann nicht der Fall, wenn 
er noch persönliche Gegenstände in einem 
Bereich der Wohnung lagert. Dies hat das 
Landgericht Berlin entschieden.
Der Mieter einer Einzimmerwohnung in 
Berlin wollte seine Wohnung für die Zeit 
eines berufsbedingten Auslandsaufent-
halts in der Zeit von Juni 2021 bis Novem-
ber 2022 untervermieten. In einem Bereich 
der Wohnung sollten persönliche Gegen-
stände des Mieters verbleiben. Zudem 
wollte er seinen Wohnungsschlüssel behal-
ten. Da die Vermieter die Zustimmung zur 
Untervermietung verweigerten, erhob der 
Mieter Klage. Das Amtsgericht Berlin-Mitte 
wies die Klage ab. Dagegen richtete sich 
die Berufung des Mieters.
Das Landgericht Berlin entschied zu Guns-
ten des Mieters. Ihm stehe gemäß § 553 
Abs. 1 BGB ein Anspruch auf Untervermie-
tung zu. Dabei sei es unerheblich, dass es 
sich um eine Einzimmerwohnung handelt. 
Auch dem Mieter einer Einzimmerwoh-
nung müsse die Möglichkeit eingeräumt 
werden, einen Teil des Wohnraums bei 
nachweisbaren berechtigten Interesse an 
Dritte zu überlassen. Zwar könne er nicht 
ein eigenes Zimmer für sich behalten, je-
doch sei die Überlassung eines Teils des 
Wohnraums bereits gegeben, wenn er den 
Gewahrsam an dem Wohnraum nicht voll-
ständig aufgibt. Dazu genüge es, wenn er 
einen Bereich in der Wohnung behält, in 
dem er seine in der Wohnung belassenen 
persönlichen Gegenstände lagert und erst 
recht, wenn er noch im Besitz eines Schlüs-
sels bleibt.
Landgericht Berlin,
Urteil vom 07.04.2022 – 67 S 7/22 –
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